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An der Plenartagung am 4./5. Mai 2011 nahmen László ANDOR, für Beschäftigung, Soziales und Integration zuständiges Mitglied der Europäischen Kommission, und Jean-Paul DELEVOYE, Präsi​dent des französischen Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrates, teil.
Es wurden folgende Stellungnahmen verabschiedet:

1. WIRTSCHAFTSPOLITISCHE STEUERUNG 
· Haushaltspolitische Überwachung im Euroraum 
Berichterstatter: Vincent FARRUGIA (Arbeitgeber – MT)

Referenz: 
KOM(2010) 524 endg. – 2010/0278 (COD) – CESE 798/2011
Kernaussagen:
Im Einklang mit den im Jahreswachstumsbericht aufgeführten Zielen wird in Bezug auf die präven​tive Komponente vorgeschlagen, dass die Festlegung konkret bezifferbarer Haushaltsvorgaben auf der Grundlage eines zweigleisigen Ansatzes erfolgt, bei dem bestimmte Elemente von oben nach unten, andere hingegen von unten nach oben ausgerichtet sind. Das von oben nach unten gerichtete Element würde auf der Festlegung eines Ziels für die Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung beruhen, die für das gesamte Euro-Währungsgebiet erforderlich sind, während im Rahmen des von unten nach oben gerichteten Elements festgelegt würde, wie diese Bemühungen in Form konkreter Maßnahmen der einzelnen Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Auf diese Weise könnten mittels eines formalen Ansatzes die Bemühungen der Kommission um eine stärkere Berücksichtigung der länderspezifischen Gegebenheiten bei der Anwendung des SWP unterstützt werden.
Des Weiteren schlägt der EWSA vor, dass im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur Hinterlegung verzinslicher und unverzinslicher Einlagen und zur Zahlung von Geldbußen verlangt wird, dass die entsprechenden Mittel in erster Linie direkt durch die Korrektur derjenigen politischen Entscheidun​gen aufgebracht werden, die nicht nachhaltige Finanzlagen bewirken. Ob eine solche vorliegt, würde anhand einer Bewertung der Abweichungen der einnahmen- und ausgabenseitigen Elemente von den im Rahmen der präventiven Komponente ermittelten Vorgaben zur Gewährleistung der Konvergenz bestimmt. Ihr Wert soll im Verhältnis zur Höhe der Ausgaben und/oder Einnahmen errechnet werden, die nachweislich unmittelbar zu der mangelnden Nachhaltigkeit der Haushaltspolitik führen. Dieses Konzept würde zur Gestaltung einer besseren Haushaltspolitik beitragen. 
Zur Herstellung eines Gleichgewichts zwischen anreiz- und sanktionsbasierten Ansätzen im Rahmen der korrektiven Komponente schlägt der EWSA vor, dass der jeweilige Mitgliedstaat Zinsen auf nicht verzinsliche Einlagenerhalten kann, sobald er einen Abbau der Staatsschulden erzielt hat, der der Höhe nach mindestens diesen Zinsen entspricht und voraussichtlich dauerhaft sein wird. Geldbußen würden wiederum in den Europäischen Stabilitätsmechanismus fließen.

Ansprechpartner:
Gilbert Marchlewitz
(Tel.: 00 32 2 546 93 58 - E-Mail: gilbert.marchlewitz@eesc.europa.eu) 
· Makroökonomische Ungleichgewichte
Berichterstatter: Stefano PALMIERI (Arbeitnehmer – IT)

Referenz: 
KOM(2010) 525 endg. – 2010/0279 (COD) 




KOM(2010) 527 endg. – 2010/0281 (COD)



CESE 799/2011
Kernaussagen:
Der Referenzrahmen (Scoreboard) für die Bewertung makroökonomischer Ungleichgewichte sollte nach Ansicht des Ausschusses wirtschaftliche, finanzielle und soziale Indikatoren umfassen. In die​sem Zusammenhang weist der EWSA darauf hin, dass jenen Ungleichgewichten Rechnung zu tragen ist, die sich aus den großen und zunehmenden Ungleichheiten bei der Einkommensverteilung inner​halb der Mitgliedstaaten ergeben, welche zu den Ursachen der jüngsten Wirtschafts- und Finanzkrise gehören.

Nach Auffassung des EWSA sollte das von der Kommission im Rahmen des Warnmechanismus vor​geschlagene Scoreboard wegen der diesem Ansatz inhärenten technischen Probleme (Festlegung der Alarmschwellen, Gewichtung der verschiedenen Ursachen der Ungleichgewichte, zu berücksichtigen​der Übergangszeitraum) im Wesentlichen als Instrument für eine erste Bewertung angesehen werden. Daran muss sich jedoch eine umfassendere und eingehende wirtschaftliche Evaluierung der Ungleich​gewichte des jeweiligen Mitgliedstaats anschließen.
Nach Ansicht des EWSA wurde bei den Maßnahmen zur Vermeidung makroökonomischer Ungleich​gewichte, die im Wesentlichen mit der Verschuldung des privaten Sektors zusammenhängen, die Auf​sichts- und Kontrollrolle unterschätzt, die die Europäische Zentralbank (EZB), das Europäische Zent​ralbankensystem, der Europäische Ausschuss für Systemrisiken und die Europäische Bankaufsichts​behörde spielen könnten. Aus diesem Grund fordert der EWSA, dass im Rahmen einer Koordinierung zwischen den genannten Institutionen die Bedingungen für die Gewährleistung einer wirksamen direkten oder indirekten Beaufsichtigung des Bankensystems und für geeignete Regulierungsmaßnah​men für die Kreditvergabe geschaffen werden. 
Asymmetrische Schocks in den Mitgliedstaaten des Euroraums machen den Einsatz von Instrumenten zur Herstellung eines makroökonomischen Gleichgewichts erforderlich. In diesem Zusammenhang hält es der EWSA für zweckmäßig, das Potenzial eines flexibleren und mit mehr Mitteln als bisher ausgestatteten Haushaltssystems zu bewerten.

Der EWSA bekräftigt seinen Standpunkt, dass eine wirksame Koordinierung der europäischen Wirt​schaftspolitik, aus der sich eine starke demokratische Legitimierung gegenüber den Unionsbürgern schöpfen lässt, eine stärkere Stellung des Europäischen Parlaments, des EWSA und des Ausschusses der Regionen, d.h. der die Bürger, die Sozialpartner und die Zivilgesellschaft vertretenden Institutio​nen, voraussetzt.

Der EWSA spricht sich für einen stärkeren und zielgerichteteren Einsatz des makroökonomischen Dialogs aus, um die Vermeidung und Korrektur der Ungleichgewichte nicht der Kommission und den einzelstaatlichen Regierungen allein zu überlassen.
Ansprechpartner:
Gilbert Marchlewitz
(Tel.: 00 32 2 546 93 58 - E-Mail: gilbert.marchlewitz@eesc.europa.eu)
2. FINANZDIENSTLEISTUNGEN
· Sicherungssysteme für Versicherungen
Berichterstatter: Joachim WUERMELING (Arbeitgeber – DE)

Referenz: 
KOM(2010) 370 endg.– CESE 791/2011
Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt das Weißbuch der Europäischen Kommission zu Sicherungssystemen für Versi​cherungen. Er unterstützt die Bemühungen der Kommission, innerhalb der EU Maßnahmen zum Schutz von Versicherungsnehmern vorzuschlagen.

Der EWSA spricht sich für EU-Vorgaben aus, die einerseits das Ziel der Sicherung von Verbrauchern und Beschäftigten erreichen und andererseits den Aufwand für die Unternehmen und Versicherte gering halten.

Er begrüßt außerdem, dass die Kommission im Weißbuch erwägt, Beschränkungen der Ansprüche einzuführen.
Mit Rücksicht auf die bestehenden nationalen Sicherungssysteme sollte die europäische Regelung einen hohen und angemessenen Schutzstandard vorschreiben. Die Fragen der Ausgestaltung können dann der Ausführung durch die Mitgliedstaaten überlassen bleiben, so die Aufbringung der Beiträge im Detail, der Zeitpunkt der Finanzierung, die Entscheidung über Bestandsfortführung oder Entschä​digung und die Einführung von spezifischen Sicherheitssystemen für die jeweiligen Sparten.

Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

· Überweisungen und Lastschriften in Euro
Berichterstatter: Joachim WUERMELING (Arbeitgeber – DE)

Referenz: 
KOM(2010) 775 endg. - 2010/0373 (COD) – CESE 794/2011
Kernaussagen:
Der EWSA unterstützt die Europäische Kommission bei der Schaffung des einheitlichen Euro-Zah​lungsverkehrsraums (SEPA). Es ist ein wichtiger Schritt für die Verwirklichung des Binnenmarktes, dass bargeldlose Euro-Zahlungen von einem Konto aus mit einheitlichen Zahlungsverfahren europa​weit getätigt werden können. 

Allerdings hält es der EWSA für notwendig, den Verordnungsvorschlag noch in einzelnen Punkten zu modifizieren, um im Interesse der Verbraucher und Unternehmen als Nutzer sowie der Banken als Anbieter einen reibungslosen Übergang zu ermöglichen.

Die in dem Verordnungsvorschlag gewählten Fristen für den verpflichtenden Übergang zu den SEPA-Zahlungsverfahren erscheinen dem EWSA zu kurz bemessen. Nur wenn alle Kreditinstitute ausrei​chend Zeit zur Vorbereitung haben, können Funktionsfähigkeit, Sicherheit und Anwenderfreundlich​keit gewährleistet werden. Für Überweisungen sollte die Umsetzungsfrist nicht nur ein Jahr, sondern drei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung betragen. Im Fall der Lastschrift sollte die Frist für das Enddatum nicht auf zwei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung, sondern auf vier Jahre festgelegt werden.

Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

· Europäische Wertpapieraufsichtsbehörde
Alleinberichterstatter:
Joachim WUERMELING (Arbeitgeber – DE)

Referenz: KOM(2011) 8 endg. - 2011/0006 (COD) – CESE 796/2011
Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt den Vorschlag der Europäischen Kommis​sion für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG. Er unterstützt die Anstrengungen der Kommission, die sektorspezifischen Vorschriften so zu ändern, dass das Euro​päische Finanzaufsichtssystem (ESFS) wirkungsvoll arbeiten kann. 

Der EWSA unterstreicht, dass es grundsätzlich einen Übergang von dem derzeitigen System (Solva​bilität I) zum neuen System (Solvabilität II) geben muss, wobei dieser Übergang reibungslos verlau​fen sollte. Marktstörungen sind durch einen Ansatz zu vermeiden, bei dem aufsichtliche Maßnahmen konsequent auf die Übergangsbestimmungen abgestimmt werden.

Im Umsetzungszeitplan muss realistisch berücksichtigt werden, inwieweit sowohl die Aufsichtsbehör​den als auch die Versicherungsunternehmen - auch die kleineren Unternehmen - die in der Solvabili​tät-II-Richtlinie festgelegten Ziele erreichen können. Der EWSA fordert die Kommission und die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) auf, zu gewährleisten, dass die Neuregelung weder zu administrativer Überlastung führt noch von nicht zu bewältigender Komplexität ist, da sonst die Dienstequalität für die Kunden darunter leiden würde.

Allerdings unterstreicht der EWSA, dass die EIOPA ein unabhängiges Gremium ist. Wenn sie zur Entwicklung eines einheitlichen Regelwerks beiträgt, so handelt sie im Rahmen ihres von den gesetz​gebenden Organen festgelegten Mandats mit einer politischen Verantwortung.
Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

3. SOZIALPOLITIK
· Die Rolle der Familienpolitik im demografischen Wandel: Austausch bewährter Verfahrensweisen zwischen den Mitgliedstaaten
Hauptberichterstatter: Stéphane BUFFETAUT (Arbeitgeber – FR)

Mitberichterstatterin: Béatrice OUIN (Arbeitnehmer – FR)

Referenz: 
Sondierungsstellungnahme – CESE 804/2011
Kernaussagen:

Obwohl die Familienpolitik nicht zu den Kompetenzen der Europäischen Union gehört, kann die EU in jenen Bereichen Rechtsakte erlassen, die die Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben im Bereich der Geschlechtergleichstellung im Beruf und im Bereich des Schutzes und der Entwicklung des Kindes betreffen.
Darüber hinaus kann die EU eine nützliche Rolle in Bezug auf den Kenntnisstand und die demografi​sche Entwicklung auf allen geografischen Ebenen, bei der Bewertung familienpolitischer Maßnahmen (auf Ebene der Mitgliedstaaten sowie der Gebietskörperschaften) und dem Austausch empfehlenswer​ter Vorgehensweisen zwischen den Mitgliedstaaten spielen.

Unter der Ägide der Europäischen Union wird eine Reihe von Maßnahmen und Projekten, die in die​sem Zusammenhang geplant waren, umgesetzt bzw. finanziell gefördert.

Wünschenswert wäre es, diese Initiativen besser abzustimmen und sie einem Gremium zu unterstel​len, das die allgemeine politische Strategie sowie Handlungs- und Forschungsleitlinien festlegt bzw. zumindest die Koordinierung der einzelnen Initiativen übernimmt. Die Rolle des Dirigenten und Koordinators könnte - was eine stärkere politische Ausrichtung und die Verwaltung betrifft - über die Europäische Allianz der Familien der Europäischen Kommission und - was den wissenschaftlichen Aspekt betrifft - Eurofound übertragen werden. 
Tatsache ist, dass sich zahlreiche politische Maßnahmen, die auf EU-Ebene beschlossen werden, unmittelbar auf die Familien auswirken.
Es wäre folglich wünschenswert, auf europäischer Ebene eine systematische Untersuchung der Folgen von Rechtsvorschriften für die Familien durchzuführen, um mögliche widersinnige und für Familien nachteilige Folgen zu vermeiden.
Der Ausschuss befürwortet nachdrücklich den Vorschlag, 2014 zum Europäischen Jahr der Familie auszurufen.
Ansprechpartner:
Pierluigi Brombo

(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)

4. ASYL UND EINWANDERUNG
· Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsange​hörigen zwecks Ausübung einer saisonalen Beschäftigung
Berichterstatterin: Christa SCHWENG (Arbeitgeber – AT)

Referenz: 
KOM(2010) 379 endg. – 2010/0210 (COD) – CESE 801/2011
Kernaussagen:

Der Ausschuss begrüßt den Richtlinienvorschlag als einen Teil der europäischen Anstrengungen, einen umfassenden Ansatz für legale Zuwanderung zu entwickeln. Die vorgeschlagene Richtlinie kann dazu beitragen, den erhöhten Bedarf an Arbeitskräften während bestimmter Jahreszeiten zu decken, der nicht durch das im Inland vorhandene Arbeitskräftepotenzial befriedigt werden kann. Gleichzeitig leistet dieser Vorschlag einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung illegaler Zuwanderung.

Der Ausschuss begrüßt besonders die vereinfachten und beschleunigten Zulassungsverfahren, da es sich bei der Saisonarbeit auf Grund ihrer Natur um befristete Tätigkeiten handelt und die Unterneh​men gerade zu diesen Zeiten mit einem Mangel an Arbeitskräften konfrontiert sind. 

Der Ausschuss unterstützt auch die Bestimmung, dass die Anwendung jeder Arbeitsmarktprüfung den Mitgliedstaaten überlassen bleibt. In diesem Zusammenhang empfiehlt der Ausschuss, die Sozialpart​ner bei allen Maßnahmen betreffend die Zulassung von Drittstaatsangehörigen als Saisonarbeitskräf​ten beizuziehen.

Der Ausschuss fordert Rat, Kommission und Europäisches Parlament auf, die Bestimmung betreffend den maximalen Aufenthalt zu überdenken, da sechs Monate innerhalb eines Kalenderjahres den Bedürfnissen der Unternehmen, z.B. in Ländern mit zwei Saisonen, nicht entsprechen. Daher schlägt der Ausschuss vor, dass in begründeten Fällen jedenfalls nationale Ausnahmen von der maximalen Aufenthaltsdauer in enger Abstimmung mit den Sozialpartnern festgelegt werden können. Dabei ist sicherzustellen, dass der saisonale Charakter des Beschäftigungsvertrages und die entsprechenden Kontrollmöglichkeiten nicht umgangen werden.
Der Ausschuss fordert, klare Regelungen in die Richtlinie aufzunehmen, in welchen Wirtschaftssekto​ren saisonale Tätigkeiten durchgeführt werden können. Ausnahmen davon sollen in enger Abstim​mung mit den Sozialpartnern auf nationaler Ebene festgelegt werden können.

Der Ausschuss weist darauf hin, dass Saisonarbeitskräfte zeitlich befristeten Zugang zum Arbeits​markt des jeweiligen Mitgliedstaates bekommen. Gemäß der Anwendung des Prinzips "lex loci labo​ris" sind sie daher in Bezug auf das Arbeitsrecht den Arbeitnehmern des Aufnahmestaates gleichzu​stellen, unabhängig davon, ob diese Rechte in Gesetzen, allgemeingültigen Tarifverträgen oder regio​nalen Tarifverträgen festgeschrieben sind. Die Gleichbehandlung in Bezug auf die soziale Sicherheit sollte jedoch von der Existenz bilateraler Abkommen abhängig gemacht werden. 
Ansprechpartner:
Torben Bach Nielsen
(Tel.: 00 32 2 546 96 19 – E-Mail: torben.bachnielsen@eesc.europa.eu)

· Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsange​hörigen im Rahmen einer konzerninternen Entsendung
Berichterstatter : Oliver RÖPKE (Arbeitnehmer – AT)

Referenz: 
KOM(2010) 378 final – 2010/0209 (COD) – CESE 802/2011
Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt die Bemühungen der Europäischen Kom​mission, transparente und harmonisierte Zulassungsvoraussetzungen für befristet entsandte Arbeitneh​merInnen aus Drittstaaten zu schaffen.

Der EWSA hat jedoch ernsthafte Bedenken gegen Teile des Inhalts des Richtlinienvorschlags sowie die Vorgangsweise der Europäischen Kommission gegenüber den europäischen Sozialpartnern im Vorfeld des Vorschlags.

Der Ausschuss bedauert, dass Art. 79 AEUV als alleinige Rechtsgrundlage für die Richtlinie gewählt wurde, obwohl sie wichtige Vorschriften für die arbeitsrechtliche Stellung von Führungskräften, Fachkräften und Trainees enthält und deshalb erhebliche Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten haben wird. Eine solche Initiative sollte deshalb einer formellen Konsultation der Sozialpartner gemäß Art. 154 AEUV unterzogen werden, bevor die Kommission einen konkreten Richtlinienvorschlag unterbreitet.

Der Richtlinienvorschlag, der die Bedingungen für die Einreise von Drittstaatsangehörigen und ihrer Familienangehörigen im Rahmen einer konzerninternen Entsendung festlegt, bezieht sich nicht nur auf eine zahlenmäßig relativ begrenzte Gruppe von Führungskräften, sondern auch auf Fachkräfte und Trainees. Allerdings hätte nach Ansicht des Ausschusses eine Richtlinie, die sich nur auf die Füh​rungskräfte beschränkt, der besonderen Stellung und den Erfordernissen dieser Personengruppe besser gerecht werden können. Umso wichtiger ist es aber, dass für alle von der Richtlinie erfassten Arbeit​nehmerInnen hinsichtlich des Gehaltes und der Arbeitsbedingungen das Prinzip der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung gilt und eine missbräuchliche Anwendung der Richtlinie ausgeschlossen wird.

Der EWSA schlägt deshalb vor, dass für konzernintern entsandte ArbeitnehmerInnen nicht nur hin​sichtlich des Gehalts, sondern bezüglich aller Beschäftigungsbedingungen eine Gleichbehandlung mit den ArbeitnehmerInnen des Aufnahmestaates bzw. der Stammbelegschaft vorzusehen ist.

Der Zeitpunkt der Veröffentlichung des Vorschlages fällt mitten in die größte Finanz- und Wirt​schaftskrise in der Geschichte der EU. Andererseits und im Einklang mit dem Gemeinsamen Beschäf​tigungsbericht 2010 berücksichtigt der EWSA, dass in einigen Mitgliedstaaten und Beschäftigungska​tegorien ein Mangel an Arbeitskräften herrscht.

Die betreffenden ArbeitnehmerInnen werden auch aus solchen Drittstaaten entsandt werden, in denen die Lohn- und Sozialniveaus noch deutlich unter jenen in der EU liegen. Deshalb ist eine wirksame Kontrolle zur Einhaltung der Richtlinie notwendig, wobei unnötige bürokratische Belastungen der Unternehmen vermieden werden sollten.

Die Definitionen von "Führungskräften", "Fachkräften" und "Trainees" sollten nach Auffassung des EWSA klarer gefasst werden, um sowohl den betroffenen Unternehmen eine größere Rechtssicherheit zu bieten als auch zu gewährleisten, dass sie nicht über die Verpflichtungen im Rahmen des GATS-Abkommens und über bilaterale Vereinbarungen mit Drittstaaten hinausgehen. Die Definitionen soll​ten so formuliert werden, dass sie genau jene drei Kategorien von hochqualifizierten ArbeitnehmerIn​nen erfassen, deren Entsendung die Richtlinie regeln soll.

Wenn die Richtlinie den hier genannten Anforderungen gerecht wird, könnte sie nach Auffassung des EWSA tatsächlich einen Beitrag dazu leisten, den konzerninternen Transfer von Know-How in die EU zu erleichtern und die Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken.

Ansprechpartner:
Torben Bach Nielsen

(Tel.: 00 32 2 546 96 19 – E-Mail: torben.bachnielsen@eesc.europa.eu)

5. RECHT, FREIHEIT UND SICHERHEIT

· Politik der EU zur Terrorismusbekämpfung

Berichterstatter: Cristian PÎRVULESCU (Verschiedene Interessen – RO)

Referenz: 
KOM(2010) 386 endg. – CESE 800/2011
Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss verweist ausgehend von den spürbaren Auswir​kungen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise auf die zunehmende Gefahr der Radikalisierung mit Blick auf sowohl religiös als auch ideologisch motivierten Terrorismus. Die Verteidigung der Grundrechte sollte bei der Planung und Umsetzung der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung ein grundlegendes Bewertungskriterium sein.

Der EWSA fordert, den Gesichtspunkt der Prävention zu überarbeiten und im Vorfeld eine weitere Dimension vorzusehen, die die Förderung partnerschaftlicher Beziehungen sowie eine frühzeitige Klärung von Spannungen ermöglicht.

Der EWSA empfiehlt, 

· in den offiziellen Dokumenten der Europäischen Union und der spezialisierten Stellen den Begriff "durch Fanatismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit motivierter Terro​rismus" anstelle von "islamistischem Terrorismus" zu verwenden;

· dass alle EU-Institutionen und einzelstaatlichen Regierungen ihre Maßnahmen auf der Grundlage qualitativer und quantitativer Untersuchungen zur Dynamik des Terrorismus zu konzipieren; ein Patentrezept wäre für alle Konstellationen fehl am Platze, kostspielig und ineffizient in der Anwendung;

· in die strategischen Dokumente zur Terrorismusbekämpfung in der EU verschiedene Arten des Terrorismus einzubeziehen, nämlich separatistischen, linksextremen oder anar​chistischen, rechtsextremen, streitfragenspezifischen und religiös motivierten Terroris​mus. Diese strategische Strukturierung wird den einzelstaatlichen Regierungen, den gemeinschaftlichen Institutionen und den weiteren Akteuren helfen, ihre Sichtweise und Instrumente an die spezifischen Herausforderungen der unterschiedlichen Arten des Ter​rorismus anzupassen;

· im Rahmen der speziellen EU-Strategie zur Bekämpfung von Radikalisierung und Anwer​bung für den Terrorismus und dem dazugehörigen Aktionsplan auch konkrete Maßnah​men zur Verringerung der Ungleichheiten und zur Bekämpfung von Diskriminierung vor​zusehen und sich dabei u.a. auf die Arbeit der Europäischen Grundrechteagentur zu stützen;

· dass die Europäische Kommission und die einzelstaatlichen Regierungen die wirtschaftli​chen Folgen der Sicherheitsmaßnahmen für die Privatwirtschaft detailliert bewerten, und warnt davor, dass die Entwicklung kostenintensiver Technologien und die Einführung komplizierter Verfahren die Tätigkeit von Wirtschaftsakteuren und Bürgerinnen und Bür​gern behindern könnten;

· dass die Europäische Union in den Ländern, in denen die Demokratie und die Wahrung der Grundrechte durch die Anti-Terror-Maßnahmen gefährdet werden könnte, nachdrück​licher auf ein Modell der Terrorismusbekämpfung dringt, das auf demokratischen Stan​dards und Verfahren fußt.

Der EWSA weist schließlich darauf hin, dass die illegale oder unangemessene Nutzung oftmals sen​sibler personenbezogener Daten im Zusammenhang mit den ausgeweiteten Befugnissen der Behörden zu einer Diskriminierung und Stigmatisierung bestimmter Personen oder Gruppen führen kann.

Ansprechpartnerin:
Barbara Walentynowicz

(Tel.: 00 32 2 546 82 19 – E-Mail: barbara.walentynowicz@eesc.europa.eu)

· Fluggastdaten / terroristische Straftaten
Hauptberichterstatter: José Isaías RODRÍGUEZ GARCÍA-CARO (Arbeitgeber – ES)

Referenz: 
KOM(2011) 32 endg. – 2011/0023 (COD) – CESE 803/2011
Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt - mit den in dieser Stellungnahme geäu​ßerten Vorbehalten - den Richtlinienvorschlag und bringt seine Besorgnis zum Ausdruck, dass das ständige Gegeneinanderabwägen von Sicherheit und Freiheit oder, genauer gesagt, zwischen einer Erhöhung der Sicherheit und einer Schmälerung der Rechte der Bürger beim Schutz personenbezoge​ner Daten keinesfalls den allgemeinen Grundsätzen zuwiderlaufen darf, die sich aus den Grundrechten der Menschen ergeben. 

Der EWSA vertritt überdies die Ansicht, dass die Notwendigkeit einer generellen und wahllosen Ver​wendung der Daten aller Fluggäste von internationalen Flügen in dem Vorschlag nicht ausreichend begründet wird, und hält daher die geplante Rechtsvorschrift für unverhältnismäßig.

Nach Ansicht des EWSA ist die Option einer einzigen PNR-Zentralstelle für die Fluggesellschaften und die Mitgliedstaaten selbst möglicherweise kostengünstiger als die im Vorschlag vorgesehene dezentrale Option von PNR-Stellen in den einzelnen Mitgliedstaaten und würde auch eine bessere Überwachung und Kontrolle in den PNR enthaltener personenbezogener Daten ermöglichen, da die wiederholte Übermittlung der gleichen Daten vermieden werden könnte. 

Ansprechpartner:
Pierluigi Brombo 
(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)

· Gerichtliche Zuständigkeit in Zivil- und Handelssachen
Hauptberichterstatter: Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER (Verschiedene Interessen – ES)

Referenz: KOM(2010) 748 endg. – 2010/0383 (COD) – CESE 795/2011
Kernaussagen:
Der Ausschuss begrüßt den Vorschlag sehr und befürwortet den Erlass einer Neufassung der gelten​den Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken​nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Brüssel I).

Der EWSA unterstützt den Vorschlag der Kommission, da er diesen für geeignet hält, die angestrebte Beseitigung rechtlicher Hindernisse zu erreichen, somit den Bürgerinnen und Bürgern und den Unter​nehmen das Leben leichter zu machen und den wirksamen Rechtsschutz zu verbessern.

Der Ausschuss fordert die Kommission auf, ihre Bemühungen um Beseitigung der rechtlichen Hin​dernisse in der Europäischen Union fortzusetzen, um einen echten europäischen Rechtsraum zu ver​wirklichen, und dabei die vom EWSA in seinen einschlägigen Stellungnahmen vorgebrachten Anmer​kungen im vollen Umfang zu berücksichtigen.

Ansprechpartnerin:
Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 87 49 - E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

6. VERBRAUCHERSCHUTZ

· Zusammenarbeit nationaler Behörden / Verbraucherschutzrecht
Berichterstatter:
Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER (Verschiedene Interessen – ES)

Referenz: KOM(2010) 791 endg. - 2011/0001 (COD) – CESE 793/2011
Kernaussagen:
Mit der vorgeschlagenen Änderungsverordnung soll gewährleistet werden, dass die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 effizient bleibt und weiterhin gewährleistet, dass es bei der Verfolgung von Verstößen durch die zuständigen nationalen Behörden hinsichtlich der Effektivität und der Effizienz keine unter​schiedliche Behandlung von Transaktionen innerhalb der EU einerseits und innerstaatlichen Transak​tionen andererseits gibt. 

Der EWSA befürwortet den Vorschlag der Kommission und begrüßt ihre Absicht, den Rechtsvor​schriften der Europäischen Union größere Rechtsklarheit und Rechtsicherheit zu verleihen.

Der EWSA bedauert jedoch, dass die vorgeschlagene Revision inhaltlich so knapp gefasst ist und dass die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004, deren Änderung sich aufgrund der Erfahrungen seit ihrem Inkrafttreten als erforderlich erwiesen hat, nicht in allen Aspekten angegangen wird.

Der EWSA ersucht die Kommission, bei der nächsten Revision der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 die in dieser Stellungnahme enthaltenen Vorschläge zu berücksichtigen, damit die Funktionsweise der der​zeitigen Zusammenarbeit der zuständigen Behörden im Bereich des Verbrauchs verbessert werden kann.
Ansprechpartner:
Patrick Klein

(Tel.: 00 32 2 546 96 15 – E-Mail: patrick.klein@eesc.europa.eu)

7. FORSCHUNG UND INNOVATION

· Zwischenbewertung des 7. Rahmenprogramms / FUE
Hauptberichterstatter: Gerd WOLF (Verschiedene Interessen – DE)

Referenz: KOM(2011) 52 endg. – CESE 797/2011
Kernaussagen:
Der Ausschuss begrüßt den Expertenbericht und unterstützt nachdrücklich die dort gegebenen Emp​fehlungen; 

Unter Bezug auf den Expertenbericht empfiehlt der Ausschuss insbesondere,

· das Budget zur Förderung von Forschung und Innovation auf ein Niveau anzuheben, das dem erklärten Stellenwert dieses Themas in der Strategie 2020 entspricht;

· die Förderung auf jene Aufgaben zu konzentrieren, bei denen der Erfolg von einer staa​tenübergreifenden Zusammenarbeit abhängt;

· die Verbundforschung beizubehalten und zu stärken;

· große Infrastrukturen in die Förderung einzubeziehen;

· das Thema "Schlüsseltechnologien" deutlicher hervorzuheben;
· eine größere Beteiligung bislang unterrepräsentierter Mitgliedstaaten zu erleichtern;

· mindestens 20% des gesamten Programmbudgets für FuE bereitzustellen, die vom Euro​päischen Forschungsrat verwaltet werden;

· die administrativen Verfahren zu vereinfachen; dazu ein Moratorium für neue Instrumen​te in Erwägung zu ziehen.

Der Ausschuss ruft die Mitgliedstaaten auf, ihrer "3%-Pflicht" nachzukommen bzw. dieses Ziel zu übertreffen. 

Unter Bezug auf die in dem Bericht gewählte Terminologie empfiehlt er den Begriff "Science for Knowledge" zu verwenden.

Schließlich unterstützt der Ausschuss die Bewertung des Expertenberichts über die Fazilität für Finan​zierungen auf Risikoteilungsbasis (RSFF) und meint, dass die RSFF ein sehr hilfreiches und innova​tionsförderndes Finanzinstrument ist.

Ansprechpartnerin:
Magdaléna Carabin Belarova

(Tel.: 00 32 2 546 83 03 – E-Mail: magdalena.carabinbelarova@eesc.europa.eu)

8. INFORMATIONSGESELLSCHAFT
· Angriffe auf Informationssysteme
Hauptberichterstatter: Peter MORGAN (Arbeitgeber - UK) 

Referenz: 
KOM(2010) 517 endg. - 2010/0273 (COD) – CESE 816/2011

Kernaussagen:

Der EWSA begrüßt den Vorschlag für eine Richtlinie über Angriffe auf Informationssysteme und die vorgeschlagenen nicht-legislativen Koordinierungs- und Umsetzungsmaßnahmen auf EU-Ebene. Zu den wichtigsten Aspekten zählen:

· Der EWSA schlägt vor, das Strafmaß so zu bemessen, dass es dem Vergehen angemessen ist und damit eine klare Botschaft an die Cyberkriminellen einerseits und die der Rück​versicherung bedürfenden Bürger andererseits zu richten. 

· Der EWSA findet es ebenso bedauerlich wie die Kommission, dass bisher nur 17 der 27 Mitgliedstaaten das Übereinkommen des Europarats über Computerkriminalität ratifiziert haben, und fordert die übrigen Mitgliedstaaten auf, diese Ratifizierung baldmöglichst nachzuholen.

· Der EWSA betont, dass diese Koordinierung ausgeweitet und eine enge Zusammenarbeit mit den EFTA- und NATO-Ländern gesucht werden muss.

· Der EWSA spricht sich dafür aus, dass die Kommission einen umfassenden EU-Rechts​rahmen zum Schutz vor Cyberkriminalität entwirft, in dem nicht nur die Aspekte Durch​setzung und Bestrafung, sondern auch Vorbeugung, Erkennung und Schulung ebenso wie Strafverfolgung und Strafmaß behandelt werden sollten. Er befürwortet nachdrücklich die vorgesehenen Schulungsprogramme und den vorgeschlagenen Austausch bewährter Ver​fahren, mit denen die Wirksamkeit des bestehenden rund um die Uhr erreichbaren Kon​taktnetzes der Strafverfolgungsbehörden gesteigert werden soll.

· Der EWSA bekräftigt, dass eine Europäische öffentlich-private Partnerschaft für Robust​heit (EÖPPR) einzurichten und sie mit den Arbeiten der Europäischen Agentur für Netz- und Informationssicherheit (ENISA) und der europäischen EGC-Gruppe zu verbinden ist.

· Der EWSA verweist außerdem darauf, parallel dazu der Vorbeugung durch bessere Sicherheitsmaßnahmen und der Erfüllung von Normen für die Herstellung fehlbedie​nungssicherer Geräte durch die Gerätehersteller ebensoviel Aufmerksamkeit zu widmen ist. Es sollte die Einführung eines europaweiten elektronischen Identifikationssystems erwogen werden, bei dessen Entwicklung allerdings sorgsam darauf geachtet werden muss, dass es den Schutz der Privatsphäre nicht beeinträchtigt.

· Daher sollten Investitionen in Forschung, Entwicklung und Bildung im Bereich Cybersi​cherheit erheblich erhöht werden.

Ansprechpartner:
Georgios Karageorgos
(Tel.: 02 546 87 54 – E-Mail: georgios.karageorgos@eesc.europa.eu) 

9. ENERGIE
· Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle

Berichterstatter: Richard ADAMS (Verschiedene Interessen - UK)

Referenz: 
KOM(2010) 618 endg. - 2010/0306 NLE – CESE 817/2011

Kernaussagen:

Der Ausschuss begrüßt diese Richtlinie als klaren Schritt in die richtige Richtung, da sie verbindliche Mindeststandards für die geplante Bewirtschaftung des bestehenden umfangreichen Aufkommens an radioaktiven Abfällen in der EU festlegt. Die wichtigsten Aspekte sind:

· Die Regierungen, die Atomindustrie und die einschlägigen wissenschaftlichen Kreise sollten mehr Anstrengungen unternehmen, um der Öffentlichkeit zusätzliche detaillierte und transpa​rente Informationen einschl. Risikobewertungen über die Optionen für die Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle zur Verfügung zu stellen.

· In den Erwägungsgründen dieser Richtlinie sollte ein besonderer Verweis auf die Richtli​nie 91/689/EWG über gefährliche Abfälle aufgenommen und darauf hingewiesen werden, dass diese neue Richtlinie eine Ergänzung zu der bestehenden Richtlinie ist.
· In der Richtlinie sollte eindeutig betont werden, dass die Finanzierung der Abfallbewirtschaf​tung gemäß dem Verursacherprinzip erfolgen muss.
· Nach Ansicht des Ausschusses sollten Reversibilität der Entsorgungsentscheidung und die Rückholbarkeit der Abfälle bei der Entwicklung von Entsorgungskonzepten nicht ausgeklam​mert werden, wobei die einschlägige Sicherheitsanalyse zu berücksichtigen ist.
· Der Ausschuss begrüßt die klare Ansage, dass die in den Mitgliedstaaten entstandenen radio​aktiven Abfälle ausschließlich in der EU bewirtschaftet werden sollen, und die Möglichkeit zur Errichtung gemeinsamer Endlager. Dies soll jedoch nicht die Rückführung von radioak​tiven Abfällen aus der Wiederaufarbeitung von Brennelementen in Herkunftsländer außerhalb der EU ausschließen. Um alle Zweifel auszuschalten, sollte dieser Punkt jedoch ausdrücklich in die Begründung oder die Erwägungsgründe aufgenommen werden.
Ansprechpartnerin:
Aleksandra Klenke
(Tel.: 02 546 98 99 – E-Mail: aleksandra.klenke@eesc.europa.eu)

10. GEMEINSAME AGRARPOLITIK

· Vertragsbeziehungen in der Milchwirtschaft

Berichterstatterin: Dilyana SLAVOVA (Verschiedene Interessen - BG) 

Referenz: 
KOM(2010) 728 endg. - 2010/0362 (COD) – CESE 810/2011

Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss stellt fest, dass die Milchwirtschaft durch die Krise der Jahre 2007-2009 stark unter Druck geraten ist, und begrüßt die von der Kommission geleistete Arbeit, weist aber darauf hin, dass sich durch den Vorschlag nicht sämtliche Probleme des Sektors lösen lassen.

Der EWSA ist der Ansicht, dass alle vier Elemente (Vertragsbeziehungen, Verhandlungsmacht der Erzeuger, Berufs-/Branchenverbände und Transparenz) eng miteinander verknüpft sind und gemein​sam behandelt werden sollten.

Angesichts der Tatsache, dass die Milcherzeugung in den einzelnen Mitgliedstaaten deutlich unter​schiedlich strukturiert sein kann, stimmt der EWSA zu, dass Verträge weiterhin freiwillig abgeschlos​sen werden sollten. Dabei sollte den Mitgliedstaaten jedoch gestattet sein, Verträge dieser Art auf ihrem Hoheitsgebiet vorzuschreiben. Es ist unbedingt hervorzuheben, dass sich der Vorschlag nicht auf Genossenschaften bezieht, sowie auf Verfahren in einigen Mitgliedstaaten hinzuweisen.

Der EWSA stimmt zu, dass diese Verträge mindestens folgende, zwischen den Vertragsparteien frei auszuhandelnde vier Kernaspekte enthalten sollten: (1) zu zahlender Preis/Preisformel bei Lieferung, (2) Liefermengen, (3) Lieferfristen im Laufe des Wirtschaftsjahres und (4) die Vertragsdauer.

Der EWSA regt die Gründung von Erzeugervereinigungen und Branchenverbänden an, insbesondere in einigen der neuen Mitgliedstaaten, in denen die Milchwirtschaft breit gefächert ist und nur eine sehr begrenzte Verhandlungsmacht hat.

Der EWSA weist auf Ungleichgewichte in der Versorgungskette hin, vor allem zwischen dem Einzel​handel auf der einen und den Landwirten und Verarbeitungsbetrieben auf der anderen Seite. Der EWSA empfiehlt Maßnahmen, durch die die Transparenz in der gesamten milchwirtschaftlichen Ver​sorgungskette (Erzeuger - Verarbeiter - Vertriebsunternehmen - Einzelhandel) gewährleistet wird, wodurch eine gerechte Verteilung des erwirtschafteten Mehrwerts der Produkte gewährleistet wird. Der EWSA betont, dass durch mehr Transparenz das Funktionieren der Milchversorgungskette zum Nutzen aller Beteiligten verbessert werden kann, und begrüßt die entsprechenden Empfehlungen der HLG "Milch" an die Kommission.

Ansprechpartnerin:
Maarit Laurila

(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)

· Qualitätsregelungen/ Agrarerzeugnisse

Berichterstatter: José María ESPUNY MOYANO (Arbeitgeber - ES) 
Referenz: 
KOM(2010) 733 endg. - 2010/0353 (COD) – CESE 811/2011

Kernaussagen:

Ziel des Qualitätspakets ist es, die EU-Rechtsvorschriften im Bereich der Qualität der Agrarerzeug​nisse sowie die staatlichen und privaten Zertifizierungssysteme zu verbessern. Durch den Vorschlag wird die Qualitätsregelung für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel aufrechterhalten und verstärkt, unbeschadet der Regelungen über geografische Angaben für Wein, aromatisierte Weine und Spiri​tuosen. Außerdem werden die Fristen der Verfahren für die Eintragung verkürzt. 

Der EWSA befürwortet die bestehenden Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse auf EU-Ebene (geschützte Ursprungsbezeichnung, geschützte geografische Angabe und garantiert traditionelle Spe​zialität), die er für hervorragende Initiativen zur Förderung der europäischen Erzeugnisse hält. 

Bezüglich der Bedingungen für die Zertifizierung eines Produkts als garantiert traditionelle Spezialität ist der EWSA der Ansicht, dass der aus einer Tradition erwachsende Mehrwert eines bestimmten Pro​duktes nicht nur auf seine geschichtliche Entwicklung zurückgehen sollte, wie es in dem Vorschlag vorgesehen ist, sondern auch auf andere Kriterien, wie die Eigenschaften der Zutaten, die Art der Erzeugung oder Verarbeitung, die lokale Kultur und weitere Merkmale und Kriterien. Außerdem wer​den die garantiert traditionellen Spezialitäten ständig weiterentwickelt, weshalb der EWSA sich gegen die Auffassung wendet, dass die Anzahl der Jahre das bestimmende Kriterium für die Einordnung eines Produkts in diese Kategorie sein sollte.

Ansprechpartner:
Arturo Iniguez Yuste
(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Vermarktungsnormen
Berichterstatter: Antonio POLICA (Arbeitnehmer - IT) 

Referenz: 
KOM(2010) 738 endg. - 2010/0354 (COD) – CESE 812/2011

Kernaussagen:

Das Qualitätspaket ist darauf ausgerichtet, sowohl die Bestimmungen der Europäischen Union für die Qualität der landwirtschaftlichen Erzeugnisse als auch die Funktionsweise der nationalen und privaten Zertifizierungsysteme zu verbessern. Der Vorschlag sieht vor, dass die Kommission im Regelfall die Vermarktungsnormen durch delegierte Rechtsakte festlegt. Für alle Sektoren wird eine Rechtsgrund​lage für die obligatorische Angabe des Erzeugungsorts entsprechend den Besonderheiten jedes Sektors eingeführt. Es ist eine Einzelfallstudie geplant, wobei der Milchsektor als erster geprüft werden soll.

Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission zur Einführung einer kohärenten Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse, mit der die Landwirten dabei unterstützt werden sollen, Qualität, Merkmale und Eigenschaften ihrer Erzeugnisses besser zum Ausdruck zu bringen, und mit der eine angemessene Information des Verbrauchers sichergestellt werden soll. Ferner tritt der Ausschuss für einen stärkeren Schutz vor unlauteren Handelspraktiken ein und ist der Ansicht, dass die allgemeine Durchsetzung von Vermarktungsnormen zu einer solchen Verbesserung beitragen kann.

Zur Gewährleistung angemessener Kontrollen wird empfohlen, dass auch die Rechnungen und gene​rell alle Warenbegleitpapiere einige Basisinformationen aus den sektor- oder erzeugnisspezifischen Vermarktungsnormen enthalten. Besondere Aufmerksamkeit muss den aus Drittländern in die Union eingeführten Erzeugnissen gelten, um unlauteren Handelspraktiken vorzubeugen und von ihnen abzu​schrecken.

Ansprechpartner:
Arturo Iniguez Yuste
(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Produktion und Kennzeichnung von Bio-Erzeugnissen

Berichterstatter: Richard ADAMS (Verschiedene Interessen - UK) 
Referenz: 
KOM(2010) 759 endg. - 2010/0364 (COD) – CESE 813/2011
Kernaussagen: 

Mit diesem Vorschlag soll die Unterscheidung zwischen delegierten Befugnissen und Durchführungs​befugnissen auf die Befugnisse der Kommission angewandt werden, die sich aus der Verordnung über die ökologische/biologische Produktion ergeben. Abgedeckt werden etwa Produktionsvorschriften, wie z.B. die von den Unternehmern zu erfüllenden Anforderungen, die Zulassung von Erzeugnissen und Stoffen, das EU-Öko/Bio-Siegel sowie Fragen im Zusammenhang mit Kontrollsystemen, etwa die Überwachung und Überprüfung von Kontrollbehörden und Kontrollstellen.

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt, dass die Kommission die infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon erforderliche Überarbeitung von Verordnungen für Vereinfa​chungsmaßnahmen nutzt. Diese Vereinfachungen betreffen aber hauptsächlich die Verwaltung; dabei wäre es nach wie vor notwendig, die Verordnungen für Bio-Landwirte und Produzenten von Bio-Erzeugnissen generell einfacher zu gestalten.

Ansprechpartner:
Arturo Iniguez Yuste
(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

· Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik

Berichterstatter: Seppo KALLIO (Verschiedene Interessen- FI) 
Referenz: 
KOM(2010) 745 endg. – 2010/0365 COD – CESE 814/2011

Kernaussagen:

Der EWSA sieht den eingebrachten Reform- und Vereinfachungsvorschlag der GAP als gerechtfertigt an, soweit er die Effizienz der Verwaltung verbessert und zu weniger Bürokratie führt. Für die Land​wirte sind die Verwaltungsverfahren der GAP oft eine Belastung. Der EWSA stellt mit Bedauern fest, dass die die Finanzen betreffenden Verordnungen immer noch überaus kompliziert sind, und fordert verstärkte Bemühungen zu ihrer Vereinfachung. 

Zugleich macht der EWSA darauf aufmerksam, dass einige der neuen Befugnisse aufgrund der Tätig​keit der Zahlstellen und bescheinigenden Stellen teilweise höhere Kosten für die Mitgliedstaaten ver​ursachen könnten.

Der EWSA hält eine klarere Unterscheidung zwischen Durchführungsrechtsakten und delegierten Rechtsakten für unerlässlich. Zusätzliche Erläuterungen hinsichtlich des Umfangs der Befugnisse der Kommission für den Erlass delegierter Rechtsakte sind ebenso notwendig wie Bestimmungen, die beim Erlass delegierter Rechtsakte den nationalen Sachverständigen breite Anhörungsmöglichkeiten bieten.

Ansprechpartnerin:
Maarit Laurila

(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)

· Finanzierungssystem des EGFL/Prüfung der Maßnahmen

Berichterstatter: Nikolaos LIOLIOS (Verschiedene Interessen- EL)
Referenz: 
KOM(2010) 761 endg. - 2010/0366 (COD) – CESE 815/2011

Kernaussagen:

Der EWSA ist der Ansicht, dass in dem Vorschlag der Kommission Ziele, Inhalt und Geltungsbereich der Befugnisübertragung klar festgelegt werden. 

Dass der Kommission Befugnisse zum Erlass delegierter Rechtsakte für eine unbestimmte Dauer übertragen werden, geht nach dem Dafürhalten des EWSA über das hinaus, was der Gesetzgeber als ausdrückliche Beschränkung der Dauer der Befugnisübertragung vorgesehen hat. Der EWSA ist der Ansicht, dass der Kommission solche Befugnisse für einen ganz bestimmten Zeitraum übertragen werden sollten.

Der EWSA ist mit der Kürzung der Frist, innerhalb derer das Europäische Parlament und der Rat Ein​wände gegen den delegierten Rechtsakt erheben können, von drei Monaten auf zwei Monate einver​standen, sofern diese Frist um zwei Monate verlängert werden kann.

Der EWSA weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Durchführungsbefugnisse der Kommis​sion, wie diese im vorgeschlagenen Artikel 13d enthalten sind, auf inexistente Artikel der Verordnung Nr. 1290/2005 verweisen, die derzeit geändert wird. 

Ansprechpartnerin:
Maarit Laurila

(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)

11. HANDELSPOLITIK
· Nachhaltigkeitsprüfungen und EU-Handelspolitik 

Berichterstatterin: Evelyne PICHENOT (Verschiedene Interessen- FR) 
Referenz:
Sondierungsstellungnahme

Kernaussagen:

Nach Ansicht des EWSA ist es dringend notwendig, dass von nun an jedes Handelsabkommen mit einem Kontrollmechanismus ausgestattet wird, an dem die Zivilgesellschaft teilhat. Nur so kann gewährleistet werden, dass die eingegangenen Verpflichtungen überwacht und die Risiken und Chan​cen der Handelsliberalisierung unter Nachhaltigkeitsaspekten geprüft werden.

Um das Instrument mit den Zielen nachhaltiger Entwicklung in Übereinstimmung zu bringen, emp​fiehlt der EWSA insbesondere, Nachhaltigkeitsprüfungen

-
in eine Ex-ante-, eine laufende und eine Ex-post-Bewertung zu gliedern,

-
mit der dem Verhandlungsmandat vorausgehenden Untersuchung abzustimmen und innerhalb sinnvoller Fristen durchzuführen,

-
vorrangig auf die Erkennung von Risiken für Gesellschaft und Umwelt auszurichten,

-
zu einer gezielteren und genaueren Bewertung auf Ebene der Branchen oder Haushalte zu nutzen,

-
bei der öffentlichen Debatte über die Folgen der Handelspolitik gegenüber dem Europäischen Parlament als Orientierungshilfe zu verwenden,

-
so zu gestalten, dass bei den flankierenden Maßnahmen die anderen EU-Politiken berücksich​tigt werden.

Um die Zweckdienlichkeit der ermittelten Informationen zu steigern, empfiehlt der EWSA insbeson​dere, dass zur Verbesserung von Nachhaltigkeitsprüfungen

-
die drei Pfeiler in einem ausgewogeneren Verhältnis berücksichtigt werden,

-
das großen Reservoir der vorhandenen Methoden genutzt wird,

-
ökologische Ansätze weiterentwickelt werden,

-
eingehende Gespräche mit den Sozialpartner, Umweltexperten sowie Vertretern der Wirt​schaft stattfinden.

Bei der Reformierung des Partizipationsprozesses empfiehlt der EWSA insbesondere:

-
Nachhaltigkeitsprüfungen in sämtlichen Phasen allen Beteiligten zugänglich zu machen,

-
den EWSA im Vorfeld von Nachhaltigkeitsprüfungen dadurch einzubinden, dass er Stellung zur Wahl der Indikatoren und der zu konsultierenden zivilgesellschaftlichen Organisationen nimmt sowie Vorschläge zum Konsultationsverfahren macht,

-
den EWSA ebenfalls mit einer Stellungnahme zu der dem Parlament und dem Rat vorgeleg​ten Folgenabschätzung zu befassen,

-
den EWSA bei der Organisierung der Konsultationen und der Nachbereitung mit den Zivilge​sellschaften der Partnerstaaten gemeinsam mit den EU-Delegationen als wichtigen Partner anzusehen,

-
den EWSA mit einer Vermittlerrolle zu betrauen, um zu gewährleisten, dass die Konsultation der Zivilgesellschaft im Rahmen von Folgenabschätzungen mit der künftigen Einführung von Kontrollmechanismen in den Abkommen abgestimmt wird. 

Ansprechpartner: 
Aurélien Juliard

(Tel.: 00 32 2 546 99 69 – E-Mail: aurelien.juliard@eesc.europa.eu)

12. INDUSTRIEPOLITIK

· Land- und Baumaschinen, Förderzeuge

Berichterstatter: Virgilio RANOCCHIARI (Arbeitgeber - IT)

Mitberichterstatter: Patrizio Pesci (Kat. 1 - IT)
Referenz: 
Initiativstellungnahme - CESE 805/2011
Kernaussagen:

Die europäische Bau- und Landmaschinenindustrie wurde von der Wirtschaftskrise zu einem Zeit​punkt, da die weltweite Nachfrage sich grundlegend wandelt, besonders stark in Mitleidenschaft gezo​gen. Nichtsdestotrotz ist die Branche ein höchst wettbewerbsfähiger und technologisch hoch entwi​ckelter Industriezweig.

Auf EU-Ebene sind jedoch einige Maßnahmen erforderlich, um die Nachhaltigkeit und Wettbewerbs​fähigkeit der Branche zu gewährleisten und auf längere Sicht Produktionsüberkapazitäten in der EU zu vermeiden, und zwar:

· ein Gesetzesrahmen, durch den weder die Innovativität der Hersteller noch ihre Fähigkeit eingeschränkt wird, bei der Maschinenentwicklung auf die Bedürfnisse der Kunden ein​zugehen;

· gleiche Wettbewerbsbedingungen in der EU durch eine wirksame Marktaufsicht: die Marktüberwachung und die Zollbehörden sollten die Verordnung Nr. 765/2008 wirksam durchsetzen und den EU-Markt verstärkt kontrollieren;

· Produktvorschriften und eine Handelspolitik, durch die freier Zugang zum Weltmarkt gewährleistet wird;

· gemeinschaftliche Rechtsvorschriften, die dem im Vergleich abnehmenden Stellenwert der europäischen Märkte Rechnung tragen. Das Zentrum des Weltmarkts verschiebt sich immer weiter in Richtung Südamerika und Asien, weshalb alle erforderlichen Maßnah​men, wie etwa der Abbau von Verwaltungsaufwand und die Förderung freiwilliger Maß​nahmen der Industrie, ins Auge gefasst werden sollten, um die Produktionsstätten euro​päischer Hersteller in der EU zu halten;

· einheitliche Straßenverkehrssicherheits- und Umweltschutzvorschriften auf europäischer und internationaler Ebene;

· Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Durchführungsbestimmungen in der gesamten EU, um künftige Überkapazitäten zu vermeiden und die Entwicklung neuer Produkte und neuartiger, auf den Erkenntnissen aller Akteure fußender Arbeitsorganisationskonzepte voranzutreiben;

· ein Programm zur Förderung sowie Anreize zur Unterstützung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU).

Die Stellungnahme enthält weitere, ausführlichere Empfehlungen, bei denen u.a. die Ergebnisse einer Anhörung berücksichtigt wurden, die am 11. November 2010 im Rahmen der Internationalen Land​maschinenausstellung EIMA in Bologna stattfand.
Ansprechpartnerin:
Aleksandra Wieczorek

(Tel.: 00 32 2 546 93 89 - E-Mail: aleksandra.wieczorek@eesc.europa.eu)

· Auswärtige Dimension der Industriepolitik

Berichterstatter: Antonello PEZZINI (Arbeitgeber – IT)

Ko-Berichterstatter: Marcel Philippe (Kat. 2 – FR)

Referenz: 
Initiativstellungnahme – CESE 806/2011

Kernaussagen:

Der EWSA fordert die EU mit Nachdruck dazu auf, konzertierte und kohärente Maßnahmen für eine integrierte industriepolitische Strategie mit einer auswärtigen Dimension zu ergreifen, die der EU eine Führungsrolle im Handelssystem garantiert und eine einheitliche Ausrichtung der multilateralen und bilateralen Handelsabkommen gewährleistet.

Der EWSA hält gleiche Spielregeln für alle Akteure für unabdingbar.

Der EWSA hält es für notwendig:

· einen gemeinsamer Rahmen für eine verstärkte europäische Governance zu errichten, um das Potenzial des Binnenmarktes ausschöpfen und die europäische Industrie international wieder zum Erfolg führen zu können;

· weltweit mit einer Stimme zu sprechen;

· kohärente Vorgehensweisen der Mitgliedstaaten zu definieren.

Es liegt im Interesse der europäischen Unternehmen, dass bei den Abkommen und bilateralen Kontak​ten folgende Punkte gewährleistet und auf klare und transparente Art und Weise geschützt werden: soziale Normen zur Wahrung der Menschenwürde am Arbeitsplatz, die den internationalen Konven​tionen entsprechen; Umweltschutznormen; Schranken für die Ausbeutung ökologischer Ressourcen; Normen für Energieeinsparung und Klimaschutz; verbreitete Verwendung von Umweltzeichen; syste​matischer Einsatz der EMAS-Zertifizierung; Einhaltung technischer Normen; Schutz des gewerbli​chen und geistigen Eigentums; bestimmte wirksame Instrumente für den handelspolitischen Schutz und für den Zugang zu Märkten und strategischen Rohstoffen im Hinblick auf die von der Zivilgesell​schaft beider Seiten vorgebrachte Bedenken hinsichtlich des Ressourcenmanagements; Initiativen zur Förderung der Aktivitäten von KMU in Drittstaaten; Systeme des sozialen Dialogs und zur Überprü​fung durch die Zivilgesellschaft, auch mittels Folgeabschätzungen und Ex-post-Evaluierungen; hohes Verbraucherschutzniveau.

Ansprechpartner:
ccmi2@eesc.europa.eu
· Industriepolitik

Berichterstatter: Joost van IERSEL (Arbeitgeber - NL)

Ko-Berichterstatter: Enrico Gibellieri (Kat. 2 - IT)
Referenz: 
KOM(2010) 614 endg. - CESE 808/2011

Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt die Mitteilung zur Industriepolitik als Leitinitiative der Europa-2020-Strategie. Er unterstützt nachdrücklich den ganzheitlichen Ansatz und eine verstärkte Verzahnung der EU-Politikbereiche sowie eine umfassendere industriepolitische Koor​dinierung zwischen der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten. 

Durch die Straffung der internen Planung und Koordinierung in den EU-Institutionen und die Kon​zentration auf eine engere Beziehung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten rückt die Verbesse​rung der Regierungsführung in den Mittelpunkt der künftigen Industriepolitik. Die Mitgliedstaaten sollten die Koordinierung untereinander verbessern. Auch Regionen und Ballungsräume sollten Ver​antwortung übernehmen. 

Der EWSA fordert den Rat und die Kommission auf, auf der Grundlage der Mitteilung und der ent​sprechenden Schlussfolgerungen des Rates eine Prioritätenliste und Zeitpläne zu erstellen. Darüber hinaus unterstreicht er die Bedeutung der jährlichen Kommissionsberichte über die nationalen Indus​triepolitiken. Diese Berichte müssen offen diskutiert werden, um die Koordinierung zu verbessern und bewährte Methoden zu fördern sowie zu gleichen Wettbewerbsbedingungen in Europa beizutragen.

Der EWSA hebt folgende Prioritäten hervor:

· Notwendigkeit einer intelligenten Regulierung, eines stabilen Regelungsrahmens, angemessener Beurteilungen und Ex-post-Evaluierungen;

· Zugang zu Finanzmitteln auf EU-Ebene: 7./8. Rahmenprogramm, CIP, EIB und EIF, namentlich für KMU;

· die Innovationsunion muss in engem Zusammenhang mit der Industriepolitik stehen, insbeson​dere bei Schlüsseltechnologien und energieintensiven Industriezweigen; 

· die Koordinierung innerhalb und zwischen Wissensketten sollte gefördert werden;

· das europäische Patent ist ein Prüfstein für die Glaubwürdigkeit der Industriepolitik;

· Arbeitnehmer sollten einbezogen werden und aktiv mitwirken;

· schulische und berufliche Bildung ist auf allen Ebenen erforderlich, neben der Förderung des Unternehmergeists, um eine hochwertige und stabile Beschäftigung mit angemessenem und soli​dem Lohnniveau zu gewährleisten; bewährte Methoden sollten verbreitet werden;

· globale Entwicklungen benötigen eine aktive Handelspolitik und eine effiziente Marktkontrolle; sie machen es unumgänglich, dass die EU mit einer Stimme spricht, um weltweit gleiche Wettbe​werbsbedingungen zu erreichen;

· eine ressourceneffiziente und CO2-arme Wirtschaft in Europa sollte implizieren, dass die EU von ihren Handelspartnern die Einhaltung der gleichen Standards verlangt;

· der Zugang zu Rohstoffen und diversifizierten Energiequellen sollte gewährleistet werden.

Ansprechpartner:
José Miguel Cólera Rodríguez

(Tel.: 00 32 2 546 96 29 – E-Mail: josemiguel.colerarodriguez@eesc.europa.eu)

13. UNTERNEHMEN
· Staatsunternehmen aus Drittländern auf den öffentlichen Beschaf​fungsmärkten der EU

Berichterstatter: Corrado ROSSITTO (Verschiedene Interessen - IT)

Ko-Berichterstatter: Ulrich Paetzold (Kat. 1 - DE) 
Referenz: 
Initiativstellungnahme – CESE 807/2011

Kernaussagen:

Der EWSA ist der Auffassung, dass die Öffnung der Ausschreibungssysteme aller Länder für den internationalen Wettbewerb auf der Grundlage des Übereinkommens über das öffentliche Beschaf​fungswesen (Government Procurement Agreement GPA / WTO) von Nutzen ist. 

Der EWSA ist der Ansicht, dass die EU auf der Grundlage ihres Primär- und Sekundärrechts ihre Ver​handlungsposition stärken muss, um ihren Zugang zu den öffentlichen Märkten der Drittländer zu ver​bessern. Denn die EU hat mehr als 80% ihres öffentlichen Beschaffungsmarkts geöffnet, während andere entwickelte Wirtschaften dies lediglich zu 20% getan haben.

Der EWSA fordert das Europäische Parlament, den Rat und die Kommission mit Nachdruck dazu auf, sowohl auf EU-interner als auch auf internationaler Ebene zu gewährleisten, dass die Interessen der Union in puncto Zugang zu den öffentlichen Märkten wirksamer und strategischer vertreten werden.

Nach Ansicht des EWSA müssen gleiche Ausgangsbedingungen für alle Auftragnehmer gelten, um bei einen fairen Wettbewerb auf der Grundlage der Gegenseitigkeit mit Unternehmen in Drittstaaten, die die Grundprinzipien internationaler Aufträge achten, zu gewährleisten. 

Der EWSA rät den Organen, die Rechtsvorschriften für den Binnenmarkt erlassen, und den internatio​nalen Verhandlungsführern der EU im Bereich internationale öffentliche Ausschreibungen mit Nach​druck zu Kohärenz und einem Bewusstsein für die möglichen gegenseitigen Auswirkungen ihrer Aktivitäten.

Der EWSA hält es für wesentlich, eine systematische Kontrolle der Kohärenz zwischen den Ergeb​nissen der Verhandlungen, die die Europäische Kommission auf bilateraler und multilateraler Ebene im Auftrag der Mitgliedstaaten führt, und der nachfolgenden vollständigen und effektiven Umsetzung der angenommenen Maßnahmen seitens der Mitgliedstaaten einzuführen.

Der EWSA fordert eine schnelle Annahme der angekündigten "Initiative zum Zugang für Unterneh​men und Waren aus Drittstaaten zum EU-Markt für öffentliche Aufträge" (Market Access Scheme for Procurement – MASP). Ferner fordert er eindeutige, transparente und bewährte Verfahren zur gegen​seitigen Öffnung der Märkte, um den symmetrischen Zugang zum öffentlichen Beschaffungswesen zu gewährleisten, wofür das Paket zum öffentlichen Auftragswesen von 2004 entsprechend angepasst werden muss.

Nach Ansicht des EWSA sollte ein Ansatz gefördert werden, der auf Prävention und einem "Früh​warnsystem" für Projekte und/oder die Verabschiedung restriktiver Vorschriften für öffentliche Auf​tragsvergaben durch Drittländer aufbaut, um mögliche Hindernisse frühzeitig erkennen und auf inter​nationaler Ebene anzeigen zu können.

Ansprechpartner:
ccmi2@eesc.europa.eu
· Auswirkungen der Krise / Arbeitskräfteverteilung in den Produktions​sektoren (KMU)

Berichterstatter: Antonello PEZZINI (Unternehmer – IT)

Ko-Berichterstatter: Karel Havlicek (Kat. 3 - CZ) 
Referenz: 
Sondierungsstellungnahme - CESE 809/2011
Kernaussagen:

Der EWSA empfiehlt die regelmäßige Veranstaltung einer KMU-Jahreskonferenz mit dem Zweck, bezüglich der Lage der KMU in Europa Bilanz zu ziehen, insbesondere mit Blick auf die Beschäftigung.

Der EWSA fordert insbesondere, einen Zeitplan vorzulegen, um die notwendigen Voraussetzungen für die Entwicklung neuer innovativer Unternehmen und die Unterstützung bestehender KMU zu schaffen sowie zur Entstehung neuer Arbeitsplätze beizutragen.

Die EU könnte in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten die Nutzung der Strukturfonds zur Förderung der KMU in den Konvergenzregionen ausbauen.

Nach Ansicht des EWSA sollte die Internationalisierung der KMU stärker vorangetrieben werden, indem ihr Zugang zu den neuen Märkten erleichtert und dadurch auch ihre Fähigkeit zur Schaffung von Arbeitsplätzen erhöht wird. 

Als Voraussetzung für den Zugang zu den neuen Märkten sollten solide Handelsabkommen geschlos​sen werden, in denen vereinfachte Verfahrensprotokolle für die unmittelbare Nutzung durch die KMU vorgesehen sind.

Der EWSA hebt hervor, dass die öffentliche Auftragsvergabe unter Einhaltung der sozialen und öko​logischen Standards für das Überleben der Unternehmen und den Erhalt der Arbeitsplätze vor Ort wichtig ist. 

Nach Ansicht des EWSA sollte unter den KMU die Entwicklung von Clustern und Branchengruppen gefördert werden. 

Instrumente wie JEREMIE, JASPER und JESSICA müssen ausgebaut werden.

Der EWSA fordert die Kommission auf, verstärkt auf die Förderung der neuen kohlenstoffarmen Technologien und der "grünen" Wirtschaft hinzuwirken und ihre Initiativen auf diesem Gebiet zu ver​stärken, denn hier liegt die Grundlage zur Schaffung neuer und besserer Arbeitsplätze.

Der Ausschuss empfiehlt, dass das "Enterprise Europe Network" nicht nur die Aufgabe der allgemei​nen, sondern auch der branchenspezifischen Information und Beratung ausübt und die administrativen Funktionen einer zentralen Anlaufstelle übernimmt.

Der EWSA fordert, die Verabschiedung eines europäischen Statuts für KMU und die beschleunigte Umsetzung des Small Business Acts in den Mitgliedstaaten. Zu diesem Thema hat er sich bereits in der Vergangenheit geäußert.

Ansprechpartner:
ccmi2@eesc.europa.eu
14. KODIFIZIERUNG/TECHNISCHE HARMONISIERUNG

· Zulassung neuer Personenkraftwagen
Berichterstatter: Mihai MANOLIU (Arbeitgeber – RO)

Referenz: KOM(2010) 657 endg. – CESE 729/2011
Ansprechpartnerin:
Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

_____________

DE





Rue Belliard/Belliardstraat 99 — 1040 Bruxelles/Brussel — BELGIQUE/BELGIË


Tel. +32 25469011 — Fax +32 25134893 — Internet: � HYPERLINK "http://www.eesc.europa.eu" ��http://www.eesc.europa.eu�








Greffe 22/2011 (FR/EN/ES) AA/ML/ss
Greffe CESE 7/2011 (FR/EN) HK/JB/hd
30 IF  =  15

16 =1 +   "" ".../..."
.../...


